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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
WALTER VAN GERVEN 

vom 9. März 1994 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Mit der vorliegenden Vertragsverletzungs­
klage, die mit am 10. Juni 1993 bei der Kanz­
lei eingegangener Klageschrift erhoben 
wurde, beantragt die Kommission, 

1) festzustellen, daß das Großherzogtum 
Luxemburg dadurch gegen seine 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 
85/377/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten 1, insbesondere aus Artikel 12 
dieser Richtlinie, sowie aus den Artikeln 5 
und 189 EG-Vertrag verstoßen hat, daß es 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist alle erforderlichen Maßnahmen 
getroffen hat, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, und/oder diese der 
Kommission nicht innerhalb dieser Frist 
mitgeteilt hat; 

2) dem Großherzogtum Luxemburg die 
Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

2. Artikel 12 der fraglichen Richtlinie sieht 
vor, daß die Mitgliedstaaten die erforderli­
chen Maßnahmen treffen, um dieser Richtli­
nie innerhalb von drei Jahren nach ihrer 
Bekanntgabe nachzukommen, und der Kom­
mission den Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mitteilen, die sie auf dem 
unter die Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen. 

Die Richtlinie ist den Mitgliedstaaten am 3. 
Juli 1985 bekanntgegeben worden. Die Frist 
für die Umsetzung ist also am 3. Juli 1988 
abgelaufen. 

Da die luxemburgische Regierung nichts 
über die Umsetzung dieser Richtlinie mitge­
teilt hatte, forderte die Kommission das 
Großherzogtum Luxemburg mit Schreiben 
vom 9. März 1990 zur Äußerung auf. Mit 
Schreiben vom 19. Juli 1990 antwortete der 
Ständige Vertreter des Großherzogtums 
Luxemburg der Kommission, daß die 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung der 
Richtlinie zur Verabschiedung anstünden. 
Noch immer ohne Nachricht, übermittelte 
die Kommission dem Großherzogtum 
Luxemburg am 8. April 1991 die in Arti­
kel 169 Absatz 1 EG-Vertrag vorgesehene 
mit Gründen versehene Stellungnahme. Mit 
Schreiben vom 3. Mai 1991 antwortete der 
Ständige Vertreter des Großherzogtums 
Luxemburg erneut der Kommission, daß die 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung bald ver­
abschiedet würden. * Originalsprache: Französisch. 

1 — ABl. L 175, S. 40. 
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3. In seiner Klagebeantwortung vertritt das 
Großherzogtum Luxemburg die Ansicht, 
eine Verurteilung sei ungerechtfertigt, da die 
wesentlichen Vorschriften der Richtlinie 
bereits mit dem Gesetz vom 9. Mai 1990 
betreffend die gefährlichen, gesundheits­
schädlichen oder belästigenden Betriebe 2 

und der Großherzoglichen Durchführungs­
verordnung vom 18. Mai 1990 zur Festle­
gung der Liste und Einstufung der gefähr­
lichen, gesundheitsschädlichen oder be­
lästigenden Betriebe 3 umgesetzt worden 
seien. Die nicht umgesetzten Vorschriften 
seien eher technischer oder sogar nebensäch­
licher Art, und ihre förmliche Umsetzung 
ändere in keiner Weise die Praxis der Behör­
den, die darin bestehe, systematisch Umwelt­
verträglichkeitsprüfungen zu verlangen, wo­
bei sie die Richtlinie beachteten und für 
die Berücksichtigung der Umweltschutzin­
teressen sorgten. In seiner Gegenerwiderung 
erkennt das Großherzogtum Luxemburg 
jedoch stillschweigend an, daß die Rechts­
sicherheit nur bei Annahme eines Gesetzent­
wurfs und eines Entwurfs einer Groß­
herzoglichen Durchführungsverordnung ge­
währleistet werde, die die Richtlinie voll­
ständig umsetzten. 

4. Aus den Akten ergibt sich, daß die beste­
henden luxemburgischen Rechtsvorschriften 
tatsächlich nicht alle Vorschriften der Richt­
linie 85/337 umsetzen. Im übrigen kann nach 
ständiger Rechtsprechung 4 eine bloße Ver­
waltungspraxis, die die Verwaltung natur­
gemäß beliebig ändern kann und die nur 
unzureichend bekannt ist, nicht als eine 
rechtswirksame Erfüllung der Verpflichtung 

angesehen werden, die Artikel 189 
EG-Vertrag den Mitgliedstaaten auferlegt, an 
die die Richtlinien gerichtet sind. 

In der Sitzung hat der Vertreter der luxem­
burgischen Regierung mitgeteilt, daß der 
Staatsrat dem Entwurf einer Groß­
herzoglichen Verordnung am übernächsten 
Tag zustimmen werde und diese sodann im 
luxemburgischen Amtsblatt, Le Mémorial, 
veröffentlicht werde. Die Vertragsverletzung 
werde also vor der Verkündung des Urteils 
behoben. 

Es ist jedoch festzustellen, daß sich die kon­
krete Lage, in der sich die luxemburgischen 
Behörden befinden, nicht auf das Vorliegen 
der Vertragsverletzung auswirkt. Nach stän­
diger Rechtsprechung kann sich ein Mit­
gliedstaat nämlich nicht auf Bestimmungen, 
Übungen oder Umstände seiner internen 
Rechtsordnung berufen, um damit die 
Nichtbeachtung der in den Gemeinschafts-
richtlinien vorgeschriebenen Verpflichtungen 
und Fristen zu rechtfertigen 5. 

Im übrigen verringert der Umstand, daß die 
Richtlinie 85/337 unverzüglich in die luxem­
burgische Rechtsordnung umgesetzt wird, in 
keiner Weise das Interesse an der Feststel­
lung der Vertragsverletzung. Ebenfalls nach 
ständiger Rechtsprechung ist für eine Klage 
auch dann, wenn die mit ihr gerügte Ver­
tragsverletzung nach Ablauf der in der mit 2 — Memorial Λ 1990, S. 310. 

3 — Memorial Λ 1990, S. 316. 
4 — Urteil vom 6. Mai 19S0 in der Rechtssache 102/79 

(Kommission/Belgien, Slg. 1980, 1473, Randnr. 11) und 
zuletzt Urteil vom 26. Januar 1994 in der Rechtssache 
C-381/92 (Kommission/Irland, Slg. 1994, I-215, Randnr. 7). 

5 — Ständige Rechtsprechung, zuletzt Urteil vom 2. August 1993, 
in der Rechtssache C-303/92 (Kommission/Niederlande, 
Randnr. 9, Slg. 1993, I-4739). 
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Gründen versehenen Stellungnahme der 
Kommission festgelegten Frist abgestellt 
wird, noch ein Rechtsschutzinteresse inso­
weit gegeben, als die Grundlage für eine 

Haftung geschaffen wird, die einen Mitglied­
staat wegen seiner Pflichtverletzung mögli­
cherweise gegenüber anderen Mitgliedstaa­
ten, der Gemeinschaft oder einzelnen trifft 6. 

5. Aus diesen Gründen schlage ich dem Gerichtshof vor, die Klage der Kommission 
für begründet zu erklären und ihren Anträgen stattzugeben. 

6 — Ständige Rechtsprechung, zuletzt Urteil des Gerichtshofes 
vom 2. Dezember 1992 in der Rechtssache C-280/89 
(Kommission/Irland, Slg. 1992,1-6185, Randnr. 7). 
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